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Α. Einleitung 

Thema und Ziel der Arbeit 

Am 25. Dezember 1992 ist die 38. Änderung des Grundgesetzes in Kraft 
getreten. Die eingefügten bzw. modifizierten Art. 23, 24 Abs. la, 28 Abs. 1 
Satz 3, 45, 50, 52 Abs. 3a, 88 Satz 2 und 115e Abs. 2 Satz 2 GG sind im we-
sentlichen das Ergebnis der Arbeit der Gemeinsamen Verfassungskommission. 
Hier fand die politische Diskussion und die Erörterung rechtlicher Hinter-
gründe statt, hier wurde der Grundstein für das spätere Stimmverhalten in den 
gesetzgebenden Körperschaften  gelegt. Eingebettet in den Auftrag des Eini-
gungsvertrages, sich nach der deutschen Wiedervereinigung mit der Änderung 
oder Ergänzung des Grundgesetzes zu befassen, war der in Maastricht ge-
schlossene europäische Unionsvertrag unmittelbarer Anlaß für die Anpassung 
des Grundgesetzes an den nunmehr erreichten Integrationsstand. Diese Her-
ausforderung  nahmen die Mitglieder der Gemeinsamen Verfassungskommis-
sion an und erzielten eine Einigung, die im Vergleich zu den übrigen seit 
1949 erfolgten Grundgesetzänderungen als einmalig bezeichnet werden kann. 
Die Kommission entschloß sich dazu, die staatlichen Grundlagen in bezug auf 
die europäische Integration neu zu bestimmen. Die Einmaligkeit, die sich pri-
mär in der neuen Integrationsnorm Art. 23 GG widerspiegelt, ist nicht unum-
stritten - ein Umstand, der angesichts von Novität und Tragweite der beschlos-
senen Änderungen nicht verwundert. Kritisiert wird die Neuordnung des 
Kräfteverhältnisses  zwischen Bund und Ländern in europäischen Angelegen-
heiten, die damit verbundene Gefahr des Verlustes grundgesetzlicher Inte-
grationsoffenheit,  aber auch die von der Gemeinsamen Verfassungskommis-
sion erarbeitete Terminologie. Dabei wird im Rahmen der Auseinandersetzung 
um Sinn und Unsinn der neuen Europanorm immer wieder auf die Debatte in 
der Gemeinsamen Verfassungskommission zurückgegriffen,  um Rückhalt für 
die jeweilig vertretene Sicht der Dinge zu finden. An diesem Punkt setzt die 
vorliegende Arbeit an. Ihr Anliegen ist es, die in die Entscheidungsfindung 
eingeflossenen politischen und rechtlichen Argumente zusammenzufassen, sie 
den verschiedenen Interessengruppen zuzuordnen und sie in den Kontext der 
bisher geltenden Rechts- und Verfassungslage zu setzen. Die Erforschung der 
Motive beschränkt sich dabei nicht auf die Analyse der in der Gemeinsamen 
Verfassungskommission geführten Diskussion: Bei der Sichtung der Materia-
lien fiel immer wieder auf, daß in kleineren - zum Teil inoffiziellen  - Kreisen 

2 Schmalenbach 
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entscheidende Vorarbeit bzw. Nachbesserung geleistet wurde. Soweit diese 
Gespräche dokumentiert sind, fließen die dort erarbeiteten Standpunkte in die 
Darstellung ein, um die Diskussion in ihrer gesamten Breite aufzuzeigen. 

Die Beziehung des Grundgesetzes zur europäischen Integration ist dabei 
kein Thema, das zum ersten Mal einen breiten Dialog erfahrt.  Die seit der 
Gründung der Gemeinschaften intensive Erörterung rechtlicher Fragen hat 
durch den Maastrichter Vertrag erneut einen Höhepunkt erreicht. Gleichwohl 
ist es nicht Anliegen dieser Arbeit, die außerhalb der Kommission in der Ver-
fassungslehre geführte Diskussion - wie z.B. der Streit um Bedeutung und 
Nutzen des Subsidiaritätsprinzips - detailliert darzustellen. Dies würde das 
Augenmerk von den maßgeblichen Motiven der Kommissionsmitglieder len-
ken, insbesondere dort, wo die verfolgten politischen Absichten die rechtlichen 
Bedenken der Verfassungslehre  in den Hintergrund gedrängt haben. 

Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, einen Beitrag zur historischen und ge-
netischen Interpretation der Verfassung zu leisten. Auch wenn der „Wille des 
Gesetzgebers", der in den Beratungen der Gemeinsamen Verfassungskommis-
sion und des begleitenden Sonderausschusses „Europäische Union" zutage 
tritt, kein letztes Ziel der Auslegung und keine bindende Richtschnur sein 
kann, so darf  sich dennoch nicht über dessen bewußt getroffene  Werteent-
scheidung hinweggesetzt werden.1 Mögen die Kommissionsmitglieder den 
fortschreitenden  Wandel der Lebensverhältnisse auch nicht übersehen können, 
so bleiben dennoch ihre Motive von erheblichem Wert für die Auslegung, „... 
weil angenommen werden kann, daß sie sich bei der Wahl der Ausdrücke über 
deren Tragweite Gedanken gemacht haben ...".2 

Da der historische Wille für die Auslegung einer Verfassungsnorm nicht 
maßgeblich, sondern lediglich mitbestimmend ist, beschränkt sich diese Arbeit 
nicht nur auf die Darlegung verfolgter  Grundabsichten. Insbesondere die Ver-
fassungsgerichtsbarkeit  ist aufgerufen,  die neuen Grundgesetzartikel im Kon-
text der Verfassung auszulegen und richtungsweisende Ansätze für ihre 
Handhabung zu entwickeln. Diesem Aspekt trägt die vorliegende Arbeit 
Rechnung, indem sie die wesentlichen Aussagen des Bundesverfassungsge-
richtsurteils zum Maastrichter Vertrag darstellt und kritisch auf ihren Gehalt 
für die Anwendung des Art. 23 GG und der damit zusammenhängenden künf-
tigen europäischen Integration untersucht. 

1 Larenz, Methodenlehre der Rechtswissenschaft, S. 318. 
2 Larenz, Methodenlehre der Rechtswissenschaft, S. 329. 
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Herkunft des benutzten Materials 

Die Quellen für die Untersuchungen bilden primär die Stenographischen 
Protokolle, die von jeder Sitzung der Gemeinsamen Verfassungskommission 
angefertigt  worden sind. Zusammen mit den Arbeitsunterlagen und Kommis-
sionsdrucksachen dokumentieren sie den Verlauf der Beratungen, die vielfalti-
gen Änderungsvorschläge und die Überlegungen von Sachverständigen, ande-
ren Gremien und Interessengruppen zu speziellen Themenbereichen. Daneben 
treten eine Vielzahl von Bundestags- und Bundesratsdrucksachen, in denen 
die offiziellen  Stellungnahmen von Bundesregierung oder Bundesrat zu den 
Entwürfen niedergelegt sind. Die insoweit umfangreichen Materialien beant-
worten gleichwohl nicht alle Fragen, die sich im Zusammenhang mit der 
Grundgesetzreform  stellen. Oftmals bleiben die Gründe, die zu einem Formu-
lierungsvorschlag geführt  haben, trotz der Protokolle im Dunkeln. In der Öf-
fentlichkeit wurde dann auch „die NichtOffenlegung  der maßgeblichen Motive 
für die beschlossenen Änderungen" in der Gemeinsamen Verfassungskommis-
sion bemängelt3 - nicht ganz zu Unrecht, da selbst Kommissionsmitglieder 
beklagten, daß die Auseinandersetzung zum Teil in kleineren inoffiziellen  Ge-
sprächskreisen stattfinden würde, deren Entscheidungsfindung schwerlich 
nachzuvollziehen sei. Darüber hinaus wurden in den Sitzungen der Gemein-
samen Verfassungskommission oftmals nur die Ergebnisse der Berichterstat-
tergespräche dargelegt, «phne daß in dem eigentlichen Diskussionsforum eine 
eingehende Erörterung der Vorschläge stattgefunden hätte. Diese Verfahrens-
weise erschwert die Motivsuche erheblich, da die Berichterstattergespräche 
nur durch inoffizielle  Ergebnisprotokolle festgehalten worden sind. Auch die 
Bundesregierung, die nicht in der Gemeinsamen Verfassungskommission ver-
treten war, nahm mit Hilfe von nichtöffentlichen  Stellungnahmen Einfluß auf 
die Handlungsmotive der Kommissionsmitglieder. 

Eine andere wichtige Informationsquelle sind die Erörterungen des Sonder-
ausschusses „Europäische Union (Vertrag von Maastricht)", der sich abschlie-
ßend noch einmal eingehend mit den Vorschlägen der Gemeinsamen Verfas-
sungskommission befaßt hat. Auch hier gab der offizielle  Abschlußbericht nur 
spärlich Aufschluß über die kontrovers geführte Debatte. Als wesentlich ergie-
biger erwiesen sich die unveröffentlichten  Sitzungsprotokolle, die die einzel-
nen Stellungnahmen der Ausschußmitglieder, der geladenen Regierungsver-
treter und anderer Persönlichkeiten des öffentlichen  Lebens referieren. 

3 W. Hennis, Auf dem Weg in eine ganz andere Republik, in: FAZ vom 26. Februar 
1993, S. 35 rechte Spalte. 
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